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werden. Es reicht nicht aus – wie im

Gesetz zur Modernisierung der gesetz-

lichen Krankenversicherung in Bezug

auf die integrierte Versorgung ge-

schehen –, den einzelwirtschaftlichen

Akteuren erweiterte Vertragsspielräume

in bestimmten Teilbereichen zu eröff-

nen, wenn die bestehenden plan- und

kollektivwirtschaftlichen Steuerungs-

strukturen ansonsten nahezu unver-

ändert bleiben. Ohne entsprechende

Anpassungen bei den sektoralen

Kollektivregelungen drohen Indivi-

dualverträge überwiegend auf „On-top-

Leistungen“ beschränkt zu bleiben,

und das wettbewerbliche Steuerungs-

potenzial würde nicht erschlossen. Fo
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Vertragswettbewerb

Reden um den heißen Brei

Seit Monaten wird in Deutschland in-

tensiv über Reformen im Gesundheits-

wesen diskutiert. Allerdings dreht sich

diese Debatte fast ausschließlich um

eine Neuordnung der Finanzierung

der gesetzlichen Krankenversicherung

(GKV). Dabei ist allen Beteiligten klar,

dass zur Zukunftssicherung der GKV

auch spürbare Strukturreformen auf

der Leistungsseite erforderlich sind.

So fehlt in kaum einem Reformkonzept

die Forderung nach mehr Wettbewerb

in den Vertragsbeziehungen zwischen

den gesetzlichen Krankenkassen und

den Leistungserbringern. 

Nur Leerformeln. Entsprechend hat

auch der Sachverständigenrat zur Be-

gutachtung der gesamtwirtschaftlichen

Entwicklung in seinem aktuellen Jah-

resgutachten festgestellt, dass sich die

von verschiedenen Seiten vorgestellten

Reformpläne „hinsichtlich der vorge-

schlagenen Maßnahmen auf der Leis-

tungsseite kaum (unterscheiden)“. Vor

diesem Hintergrund befassen sich die

„Weisen“ – wie viele andere – dann

allerdings ausschließlich mit Reformen

des Finanzierungssystems. Dabei wird

jedoch übersehen, dass die vermeint-

liche Einigkeit über die Notwendigkeit

von Reformen auf der Leistungsseite

vor allem daher rührt, dass entspre-

chende Vorschläge über den Charakter

von Schlagworten wie „mehr Wett-

bewerb“ oder „mehr Vertragsfreiräu-

me“ kaum hinausreichen und damit

weithin leerformelhaft – und insofern

leicht konsensfähig – bleiben. 

Insbesondere für die Gestaltung des

Übergangs zu mehr Wettbewerb auf

der Grundlage von Individualverträgen

zwischen Krankenkassen und Leis-

tungserbringern muss jedoch noch

gehörige konzeptionelle Arbeit geleistet

Seit Jahren ist der Ruf nach mehr Vertragswettbewerb zwischen Kassen und Leis-

tungsanbietern zu hören. Doch für Klaus Jacobs verbirgt sich dahinter leider oft nur

eine Worthülse, die endlich mit Inhalt gefüllt werden muss.

Fragen statt Antworten. Wie aber sollen

die notwendigen Anpassungen bei den

sektoralen Kollektivregelungen – bei

der Vergütung medizinischer Leistun-

gen, aber auch bei Bedarfsplanung und

Zulassung – aussehen, damit eine ver-

tragswettbewerbliche Steuerung ihr Po-

tenzial im Hinblick auf Qualität und

Wirtschaftlichkeit der Versorgung ent-

falten kann? Wer sich Antworten auf

diese Fragen von dem im Oktober ver-

gangenen Jahres vorgestellten Gutach-

ten „Vertragssystemwettbewerb“ er-

hofft hat – es wurde von den beiden

Ökonomieprofessoren Eckhard Knap-

pe von der Universität Trier und von

Frank Schulz-Nieswandt von der Uni-

Vertragswettbewerb:

Viele Stimmen, kaum

Konzepte.



Ausgabe 1/05, 8. Jahrgang 15

versität  Köln schon fast ein Jahr zuvor

im Auftrag der Kassenärztlichen Bun-

desvereinigung erstellt – wird jedoch

enttäuscht. Statt möglicher Lösungs-

ansätze zeigt dieses Gutachten, wie es

im Fazit heißt, „eine Reihe ungeklärter

Fragen“ auf, die „die Funktionsweise

und Funktionalität der einzelnen Sek-

toren, die im Wettbewerb zueinander

stehen, aber auch das Gesamtsystem

(betreffen)“ – mithin also die zentralen

Dimensionen des vorgeschlagenen

Konzepts berühren.

Mit „Vertragssystemwettbewerb“

bezeichnen die Gutachter ein wettbe-

werbliches Nebeneinander von Kollek-

tiv- und Einzelverträgen. Dabei gehen

sie davon aus, dass Kollektivverträge

unverändert sektoral zugeschnitten

bleiben, Individualverträge dagegen

sektorübergreifend auf integrierte Ver-

sorgungsformen ausgerichtet sind.

Freiräume fehlen. Unabhängig davon,

ob man die grundsätzliche Idee vom

„Systemwettbewerb“ überhaupt für

zielführend hält – Assoziationen zur

entsprechenden Formel für das un-

produktive Nebeneinander von gesetz-

licher und privater Krankenversiche-

rung lassen sich kaum unterdrücken –,

ist unstrittig: Wettbewerb – ob zwi-

schen einzelwirtschaftlichen Akteuren

im Gesundheitswesen, zwischen „Sys-

temen“ oder wem auch immer – kann

nur dann positive Steuerungswirkun-

gen erzielen, wenn es hinreichend un-

verzerrte Wettbewerbsbedingungen,

„richtige“ Handlungsanreize und nicht

zuletzt auch genügend Handlungs-

freiräume gibt.

Davon kann jedoch in Bezug auf

Kollektiv- und Einzelverträge zwischen

Krankenkassen und Leistungserbrin-

gern unter den derzeitigen Bedingun-

gen keine Rede sein. Dies erkennen

auch die Gutachter an. „Wirklicher

Vertragssystemwettbewerb“, so führen

sie aus, müsse bedeuten, „dass dem

Kollektivvertragssystem ein Individual-

vertragssystem gegenübersteht, welches

auch andere Leistungserbringer als die

des Kollektivvertragssystems einbezie-

hen und andere Versorgungskonzepte

als die des Kollektivvertragssystems ver-

folgen kann – und, um eine wirkliche

Chance im Wettbewerb haben zu kön-

nen, sogar müssen wird.“

Kollektivregelungen abbauen. „Wirk-

licher Vertragssystemwettbewerb“ er-

fordert somit nach dem Urteil der

Gutachter andere als die bestehenden

Rahmenbedingungen. Aber welche ge-

nau? Zu den aufgezeigten, aber leider

ungeklärten Fragen zählt insbesondere

die Aufgabe, dass „die für den kollektiv-

vertraglichen Bereich vorgesehene Be-

darfsplanung und die für diesen Be-

reich vorgesehenen sektoralen Budgets

um die im individualvertragsrecht-

lichen Bereich geschaffenen Kapazi-

täten ‚bereinigt‘ werden (müssen).“

Dies ist jedoch bereits hinlänglich be-

kannt. Damit hört das Gutachten lei-

der dort auf, wo es eigentlich beginnen

müsste.

Auch bietet das Gutachten insbeson-

dere keine Antworten hinsichtlich der

„Neuordnung des Sicherstellungs-

auftrags“ – obwohl im Untertitel an-

gekündigt. Gerade diese Aufgabe ist

aber  unverzichtbar für die Schaffung

einer funktionalen Wettbewerbsord-

nung. So heißt es etwa auch in dem

Papier von CDU und CSU zum „Soli-

darischen Gesundheitsprämien-Mo-

dell“, dass in einem wesentlich stärker

wettbewerbsorientierten Krankenver-

sicherungssystem „die Verantwortlich-

keit für den Sicherstellungsauftrag nach

zeitgemäßen Erfordernissen präzise zu

definieren und festzulegen“ sei. Dabei

sollte klar sein: Ein logisch funktionie-

rendes Nebeneinander unterschied-

licher Sicherstellungsaufträge für wie

auch immer voneinander abgegrenzte,

grundsätzlich jedoch wechselseitig

durchlässige Teilsektoren der Versor-

gung – etwa die klassischen Sektoren

der ambulanten und stationären Ver-

sorgung und einen übergreifenden

Bereich der integrierten Versorgung –

kann es nicht geben.

Hier sind stattdessen funktional aus-

gerichtete Lösungen notwendig, die

sich von den bestehenden institutionel-

len Zuordnungen von Teilzuständig-

keiten lösen müssen. Dies gilt in beson-

derem Maße im Hinblick auf das dop-

pelte Reformziel der Herausbildung

sektorübergreifender (integrierter) Ver-

sorgungsstrukturen über eine verstärkt

wettbewerbliche Vertragssteuerung.

Nicht nur reden, sondern handeln.

Zwar scheint in der Politik und der

Wissenschaft grundsätzlich breiter

Konsens darüber zu herrschen, dass es

dringend „mehr Wettbewerb“ in den

Vertragsbeziehungen zwischen Kran-

kenkassen und Leistungserbringern ge-

ben muss. Was dies jedoch konkret be-

deutet und wie das bestehende plan-

und kollektivwirtschaftliche Versor-

gungssystem in ein wettbewerbliches

System transformiert werden kann,

bleibt zumeist offen. 

Nicht nur entsprechende Fragen,

sondern auch konstruktive Lösungs-

ansätze enthält das 2003 im Auftrag des

AOK-Bundesverbands erstellte Gut-

achten zum Vertragswettbewerb (siehe

Lesetipps). Gleichwohl besteht noch

weiterer Bedarf an einer detaillierten

Ausarbeitung des Wettbewerbskon-

zepts, wenn die nächste Gesundheits-

reform nicht allein auf Finanzierungs-

fragen beschränkt bleiben soll und der

verbreiteten Wettbewerbsrhetorik auch

überzeugende Taten folgen sollen. ∆

Dr. Klaus Jacobs ist Geschäftsführer des Wis-

senschaftlichen Instituts der AOK (WIdO).

Kontakt: Klaus.Jacobs@wido.bv.aok.de
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Ein Nebeneinander
von einem Kollektiv- 
und einem Einzel-
vertragssystem ist auf
Dauer nicht sinnvoll.


